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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. nimmt zur Kenntnis, dass die dem Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2016 zugrunde 

liegenden Vorgänge der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (nachstehend „die 

Behörde“) nach Beurteilung des Rechnungshofs in allen wesentlichen Belangen 

rechtmäßig und ordnungsgemäß sind; fordert die Behörde auf, für eine angemessene 

Weiterverfolgung und Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofs zu sorgen; 

2. betont, dass die Behörde zwar sicherstellen muss, dass alle sich aus dem vom 

Europäischen Parlament und vom Rat festgelegten Rechtsrahmen ergebenden Aufgaben 

vollständig und fristgerecht ausgeführt werden, sich dabei aber sorgfältig auf die Aufträge 

beschränken, das ihr vom Europäischen Parlament und vom Rat übertragene Mandat nicht 

überschreiten und besonders auf die Wahrung des Grundsatzes des Verhältnismäßigkeit 

achten sollte, um den Ressourceneinsatz zu optimieren und die ihr vom Europäischen 

Parlament und vom Rat aufgetragenen Ziele zu erreichen; 

3. weist auf die zentrale Rolle hin, die der Behörde zukommt, wenn es darum geht, eine 

bessere Aufsicht des Finanzsystems der Union zu gewährleisten und somit für 

Finanzstabilität, die notwendige Transparenz und mehr Sicherheit für den Finanzmarkt der 

Union zu sorgen, indem insbesondere die Aufsicht zwischen den einzelstaatlichen 

Aufsichtsbehörden koordiniert, bei Bedarf mit Institutionen mit Zuständigkeit im Bereich 

der internationalen Finanzaufsicht zusammengearbeitet und die kohärente Anwendung des 

Unionsrechts überwacht wird; betont, dass diese Zusammenarbeit auf einem Klima des 

Vertrauens beruhen sollte; unterstreicht die Rolle, die der Behörde dabei zukommt, im 

Bereich des Verbraucherschutzes zu einheitlichen Aufsichtsverfahren auf hoher Ebene 

beizutragen und diese zu fördern; 

4. stellt fest, dass die Finanz- und Personalausstattung der Behörde intern umgeschichtet 

werden sollte, weil sich ihre Tätigkeit zunehmend weg von Regulierungsaufgaben und hin 

zur Durchsetzung und Anwendung des Unionsrechts verlagert; erachtet es als wesentlich, 

dass die Behörde über ausreichende Ressourcen verfügt, um ihre Aufgaben vollständig zu 

erfüllen sowie jede durch deren Ausübung entstehende neue Arbeitsbelastung zu 

bewältigen, wobei zugleich für ein angemessenes Maß an Priorisierung bei der Zuweisung 

der Mittel und für Haushaltseffizienz gesorgt werden muss; weist ferner darauf hin, dass 

jeder zusätzlichen Arbeitsbelastung der Behörde intern durch die Umschichtung ihrer 

Finanz- oder Personalausstattung begegnet werden kann, sofern diese Umschichtung die 

Behörde nicht an der uneingeschränkten Ausübung ihres Mandats hindert und die 

Unabhängigkeit der Behörde bei der Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben gewährleistet 

bleibt;  

5. unterstreicht, dass die der Behörde zur Verfügung gestellten Mittel mit einer eindeutigen 

Priorisierung und einem klaren Fokus auf das Mandat verwendet werden sollten, um die 

angestrebten Ziele effizient zu erreichen; weist darauf hin, dass die Tätigkeit der Behörde 

regelmäßig ordnungsgemäß geprüft werden muss, damit die Inanspruchnahme ihrer Mittel 

wirksam, transparent und glaubwürdig erfolgt; 
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6. erwartet, dass die Behörde das Europäische Parlament und den Rat regelmäßig, zeitnah 

und umfassend über ihre Tätigkeit informiert, insbesondere im Zusammenhang mit der 

Erarbeitung von verbindlichen technischen Standards, Gutachten und Normen, um 

gegenüber den EU-Bürgern transparent zu handeln und unter Beweis zu stellen, dass sie 

dem Verbraucherschutz Vorrang einräumt; 

7. ist der Ansicht, dass die öffentlich zugänglichen Sitzungsprotokolle des Rates der Aufseher 

und der Interessengruppen schneller veröffentlicht werden sollten, damit der aktuelle 

zeitliche Abstand weiter verkürzt und ein besserer Einblick in die geführten Diskussionen, 

die von den Mitgliedern vertretenen Standpunkte und das Abstimmungsverhalten gewährt 

wird; betont, dass die Behörde angesichts der Art ihrer Aufgaben nicht nur gegenüber dem 

Europäischen Parlament und dem Rat, sondern auch gegenüber den Unionsbürgern 

unbedingt transparent handeln muss; ist der Ansicht, dass die Öffentlichkeitswirkung auch 

dadurch verbessert werden könnte, dass Veranstaltungen per Webstreaming übertragen 

werden; weist darauf hin, dass der Zugang zu den Unterlagen und Informationen der 

internen Sitzungen ebenfalls erleichtert werden sollte; begrüßt, dass die Behörde diejenige 

der Europäischen Aufsichtsbehörden ist, die Informationen über Treffen ihrer Bediensteten 

mit Interessenträgern in dem am besten geeigneten Umfang offenlegt; erinnert daran, wie 

wichtig der Schutz von Hinweisgebern ist, wenn es darum geht, Transparenz, 

demokratische Rechenschaftspflicht und die öffentliche Kontrolle zu verbessern. 

8. verweist im Zusammenhang mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 

Europäischen Union darauf, wie wichtig es ist, dass sein Umzug von London reibungslos 

verläuft und kosteneffizient ist; fordert die Behörde auf, alle möglichen Kosten zu 

berechnen, und stellt fest, dass das Funktionieren der Behörde während des 

Übergangszeitraums gewährleistet sein muss; 

9. begrüßt, dass im Interesse der Kontinuität der Arbeiten der Behörde die Stadt des neuen 

Sitzes der Behörde innerhalb einer vernünftigen Frist ausgewählt wurde; unterstreicht, 

dass das Parlament seine Rolle bei der Umsetzung dieses Beschlusses uneingeschränkt 

ausüben wird. 
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